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I. Einleitung
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Intertemporales Recht aus dem Blickwinkel der Rechtssetzungslehre

I. Einleitung

II. Was ist Übergangsrecht?
1. Begriff

2. Übergangsrecht als Teil der Schlussbestimmungen

3. Inkrafttreten

4. Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts gleicher Stufe

5. Systematik

III. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?
Vorspann: Muss der Gesetzgeber "denken"?

1. Anwendung neuen Rechts auf laufende Verfahren

2. Anwendung neuen Rechts auf bestehende Rechtspositionen

3. Fristen

4. Organisationsrecht

5. Verhalten der Rechtsunterworfenen

IV. Schlussbemerkung

I. Einleitung
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1. Begriff

I. Was ist Übergangsrecht?
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1. Begriff

I. Was ist Übergangsrecht?
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1. Begriff

I. Was ist Übergangsrecht?

Sachverhalt Sachverhalt

altes Recht neues Recht

Normalzustand: Das Recht findet Anwendung auf Sachverhalte, die sich 

während seiner Geltung ereignet haben.

Inkrafttreten
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1. Begriff

I. Was ist Übergangsrecht?

Sachverhalt Sachverhalt

altes Recht neues Recht

Sachverhalt dauert an unter neuem Recht und neues Recht findet Anwendung: 

Unechte Rückwirkung

Inkrafttreten
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1. Begriff

I. Was ist Übergangsrecht?

Sachverhalt Sachverhalt

altes 

Recht
neues Recht

Das neue Recht wird auf Sachverhalte angewendet, die sich (vollständig) unter 

altem Recht verwirklicht haben: Echte Rückwirkung

Inkrafttreten



Felix Uhlmann 9

1. Begriff

I. Was ist Übergangsrecht?

Sachverhalt Sachverhalt

altes Recht
neues 

Recht

(Partielle) Weitergeltung von altem Recht für neue Sachverhalte (und alte 

Dauersachverhalte): Übergangsfristen

Inkrafttreten
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1. Begriff

I. Was ist Übergangsrecht?

Sachverhalt

altes Recht neues Recht

Noch nicht in Kraft stehendes Recht soll auf laufende Sachverhalte angewendet 

werden: Vorwirkung

Inkrafttreten
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2. Übergangsrecht als Teil der Schlussbestimmungen

I. Was ist Übergangsrecht?

1. Vollzug (sofern nicht in einem eigenen Teil geregelt)

2. Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts (gleicher Stufe)

3. Übergangsrecht (i.e.S.)

4. Referendum

5. Inkrafttreten (Inkrafttreten kann wie Übergangsrecht wirken)

Schlussbestimmungen (vgl. Gesetzgebungsleitfaden, Rz. 613)



Felix Uhlmann 12

3. Inkrafttreten

I. Was ist Übergangsrecht?

- Bestehen allgemeine Regeln für das Inkrafttreten, etwa gekoppelt an

die Publikation?

- Soll bei der (typischen) Delegation (an die Exekutive) ein spätester

Zeitpunkt des Inkrafttretens festgelegt werden?

- Bedeutet das Inkrafttreten auch die Anwendbarkeit des neuen

Rechts (v.a. bei neuem Verfassungsrecht)?

Fragestellungen
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3. Inkrafttreten

I. Was ist Übergangsrecht?
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4. Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts gleicher Stufe

I. Was ist Übergangsrecht?

Aufgehobene Bestimmungen auf der gleichen Normstufe 

müssen einzeln genannt werden (pro memoria).
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5. Systematik

I. Was ist Übergangsrecht?
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5. Systematik

I. Was ist Übergangsrecht?

Ist Art. 75 Abs. 1 UVG eine reine Übergangs-

bestimmung für die erstmalige Wahl der 

Verwaltung oder kann sie Grundlage einer 

Verordnungsbestimmung für spätere 

Ausgliederungen bilden?
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I. Was ist Übergangsrecht?

Intertemporale Normen (Übergangsrecht) sind Normen mit 

Ablaufdatum (oder mindestens abnehmender Bedeutung).
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Vorspann: Muss der Gesetzgeber "denken"?

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

Fragen der "Wichtigkeit" (als Kriterium des 

Gesetzes) auch für Übergangsrecht
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1. Anwendung neuen Rechts auf laufende Verfahren

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

Verfahren od. Rechtsmittelverfahren?

Beginn "(Verwaltungs-)Verfahren" klar?
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2. Anwendung neuen Rechts auf bestehende Rechtspositionen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

- Verfügungen

- Verwaltungsrechtliche Verträge

- Wohlerworbene Rechte

- Zivilrechtliche Rechtsverhältnisse

Welche Rechtspositionen kommen in Betracht?
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2. Anwendung neuen Rechts auf bestehende Rechtspositionen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

Wird die politische Befristung einer Bewilligung

nach dem Kernenergiegesetz aufgehoben,

besteht ein Anspruch auf Wiedererwägung

einer altrechtlich befristeten Bewilligung. Eine

Befristung aus polizeilichen Gründen bleibt

vorbehalten, auch wenn dies im neuen Recht

nicht ausdrücklich vorgesehen ist.

Urteil 2C_170/2007 vom 21. Januar 2008 u. 

BGE 139 II 185 ff. (Mühleberg)
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2. Anwendung neuen Rechts auf bestehende Rechtspositionen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

"Die Revision der Spitalgesetzgebung verfolgt im Wesentlichen das Ziel,

die bisherige vertragliche Regelung der privatärztlichen Leistungs-

erbringung als vergütungsberechtigte Nebentätigkeit durch eine

gesetzliche Regelung zu ersetzen. […] Innerhalb der verfassungsrecht-

lichen Schranken steht dem Gesetzgeber grundsätzlich Handlungs-

freiheit zu. Er kann neue Regelungen treffen oder bestehende abändern

und auf diese Weise geänderten tatsächlichen Gegebenheiten oder

veränderten Anschauungen und Wertvorstellungen Rechnung tragen

[…] Insoweit ist es ihm nicht grundsätzlich verwehrt, in bestehende

Verhältnisse einzugreifen oder solche abzuändern […]"

Urteil 1C_168/2008 des BGer vom 21. April 2009 (Spitalärzte BL)
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2. Anwendung neuen Rechts auf bestehende Rechtspositionen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

"Die Anstellungsverträge sind nicht auf eine bestimmte Dauer

abgeschlossen. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass

dem Landrat als ordentlichem Gesetzgeber nicht verwehrt ist, die

anwendbaren Rechtsgrundlagen an neue Gegebenheiten und

Anschauungen anzupassen und insoweit auch in die bestehenden

Anstellungsverträge einzugreifen. […] Dies bedeutet zumindest, dass

für den Fall einer Auflösung des Anstellungsverhältnisses die

Kündigungs- bzw. Anzeigefristen von beiden Seiten beachtet

werden. In diesem Sinne gilt der Grundsatz Pacta sunt servanda."

Urteil 1C_168/2008 des BGer vom 21. April 2009 (Spitalärzte BL)
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3. Fristen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?
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3. Fristen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

Führt die Verlängerung der Schutzfrist zum 

einem Wiederaufleben des Schutzes 

gemeinfreier Werke?            (BGE 124 III 266 ff.)
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4. Organisationsrecht

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?
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5. Verhalten der Rechtsunterworfenen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

- Dispositionen aufgrund des alten Rechts
(→ Anspruch auf angemessene Übergangslösung in Ausnahmefällen)

- Vorkehrungen der Privaten unter altem, günstigeren Recht

An welches Verhalten ist zu denken?
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5. Verhalten der Rechtsunterworfenen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

Z.B. Gesuch vor Inkrafttreten von

Art. 55a KVG (Zulassungsstopp)
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5. Verhalten der Rechtsunterworfenen

II. An welche Fälle muss der Gesetzgeber denken?

Volksinitiative «Millionen-Erbschaften besteuern für 
unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)»

Übergangsbestimmung zu Art. 112 Abs. 3 Bst. abis und 
Art. 129a (Erbschafts- und Schenkungssteuer)

[…] Schenkungen werden rückwirkend ab 1. Januar 2012 
dem Nachlass zugerechnet.

Abstimmungsdatum, 14. Juni 2015 (verworfen)
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Exkurs: Übergangsrecht für Verwaltungsverordnungen?
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III. Schlussbemerkung

"Die Erarbeitung [von] Schluss- und

Übergangsbestimmungen gehört zu

den anspruchsvollsten Aufgaben im

Bereich der Rechtssetzung. Für ihre

Erfüllung ist deshalb genügend Zeit

und hochqualifiziertes Personal

einzusetzen."

Georg Müller (2006), Rz. 340


